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In eigener Sache 

 

Wir hoffen, dass Sie wieder gut und gesund in das neue Jahr gestartet sind, und wünschen Ihnen im Jahr 

2024 viel Erfolg. 

 

Herr Prof. Dr. Kurz hat Anfang des Jahres seine anwaltliche Tätigkeit aus Altersgründen beendet. Unsere 

Kanzlei wird von den verbleibenden Gesellschaftern Dr. Sebastian Schmuck und Dr. Nadine Däumichen 

unter dem Namen „SchmuckDäumichen Rechtsanwälte“ fortgeführt. Postalisch erreichen Sie die Sozietät 

unter 

 

SchmuckDäumichen Rechtsanwälte, Springerstraße 11, 04105 Leipzig, 

 

also unter der bisherigen Adresse. Die Homepage finden Sie unter 

 

www.schmuck-daeumichen.de 

 

Die Ihnen bisher bekannten E-Mail-Adressen ändern sich entsprechend. Wir bitten Sie also, ab sofort die 

Adresse je auf ...@schmuck-daeumichen.de zu ändern. 

 

Die Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte der Kanzlei und alle Mitarbeiterinnen freuen sich auf die 

weitere Zusammenarbeit mit Ihnen! 

 

Seit diesem Jahr kooperieren wir außerdem mit der Kanzlei Höfler Rechtsanwälte aus Leipzig. Dabei 

handelt es sich um eine insbesondere auf das Miet- und WEG-Recht sowie auf das Arbeitsrecht 

spezialisierte Kanzlei. Herr Rechtsanwalt Dr. Höfler ist Fachanwalt für Miet- und 

Wohnungseigentumsrecht und Fachanwalt für Bank- und Kapitalmarktrecht; die bei ihm angestellte Frau 

Kollegin Annett Geuß ist Fachanwältin für Miet- und Wohnungseigentumsrecht und Fachanwältin für 

Arbeitsrecht. Wir freuen uns auf eine gute Zusammenarbeit im Interesse unserer Mandanten. 

 

Wir wünschen Ihnen eine ertragreiche Lektüre. 

 

Ihre  

 

SchmuckDäumichen Rechtsanwälte  
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LAG Mecklenburg-Vorpommern zu den Formalien eines Arbeitszeugnisses 

 
In seinem Urteil vom 02.11.2023 (Az. 5 Sa 35/23) hat sich das Landesarbeitsgericht Mecklenburg-

Vorpommern mit den Formalien bei der Erteilung von Arbeitszeugnissen auseinandergesetzt. Dem 

zugrunde lag folgender Sachverhalt:  

Die Klägerin war etwa 4,5 Jahre bei den Beklagten als Rechtsanwältin angestellt. Mit dem ihr nach 

Beendigung des Arbeitsverhältnisses ausgestellten Arbeitszeugnis war sie nicht zufrieden.  

 

Zum einen störte sie, dass das Zeugnis auf doppelseitig beschriebenen DIN-A4-Seiten und zweifach 

gefaltet im Briefumschlag übersendet wurde. Aufgrund des Faltens könne sich beim späteren Kopieren 

oder Scannen ein quer über das Blatt verlaufender Balken zeigen, der die Lesbarkeit des Zeugnisses und 

dessen optisches Erscheinungsbild einschränke. Dadurch könne der Eindruck entstehen, der Arbeitgeber 

distanziere sich von dem Inhalt des Zeugnisses.  

 

Zudem monierte die Klägerin, dass ihre Privatadresse im Adressfeld des Arbeitszeugnisses auftauchte. 

Denn dies lasse darauf schließen, dass das Zeugnis nach einer außergerichtlichen oder gerichtlichen 

Auseinandersetzung postalisch zugestellt wurde. Stattdessen könne das Zeugnis mit einem kurzen 

Anschreiben, welches die Adresse enthalte, übersandt werden.  

 

Die Klägerin war weiter der Ansicht, dass die „Informationszeile“ mit den Angaben des Sachbearbeiters, 

der Telefondurchwahl und der E-Mail-Adresse sowie dem Aktenzeichen nicht in ein Zeugnis gehöre; das 

Zeugnis sei zudem auf den letzten Tag des Arbeitsverhältnisses abzuändern.  

Die von ihr ausgeübten Tätigkeiten seien ordnungsgemäß zu formatieren. Zudem sei nicht rechtmäßig, 

dass der Unterzeichner des Zeugnisses nicht mit seiner Berufsbezeichnung unterschrieben habe. 

 

Gegen das erstinstanzliche, der Klage teilweise stattgebende, Urteil richteten sich die beklagten 

Arbeitsgeber, weshalb das Landesarbeitsgericht zu entscheiden hatte: 

Die Nennung der Adresse des Arbeitnehmers im Zeugnis sei zulässig, denn diese Angabe sei kein Merkmal, 

das die äußere Form des Zeugnisses entwerte oder eine andere als aus dem Wortlaut ersichtliche Aussage 

über den Arbeitnehmer treffe. Ein neuer Arbeitgeber könne aus der Adressangabe höchstens schließen, 

dass das Zeugnis dem Arbeitsnehmer postalisch übersandt worden ist, aber gerade nicht, dass der 

Arbeitnehmer im Betrieb nicht mehr erwünscht gewesen wäre. 

 

Aus dem Zeugnis müsse allerdings auf den ersten Blick erkennbar sein, wer es ausgestellt hat, weshalb 

der Unterschrift regelmäßig der Name des Unterzeichners sowie ein seine Stellung kennzeichnender 

Zusatz in Druckschrift beizufügen sei. Dies gebe Aufschluss über die Wertschätzung des Arbeitnehmers 

und die Kompetenz des Ausstellers zur Beurteilung des Arbeitnehmers, insbesondere deren 

Rangverhältnis müsse erkennbar sein.  

 

Die zweifache Faltung des Zeugnisses sei zulässig, um das Zeugnis in einem herkömmlichen 

Geschäftsumschlag unterzubringen, allerdings müsse sichergestellt sein, dass es möglich ist, saubere und 

ordentliche Kopien anzufertigen, da diese im Rahmen von Bewerbungen meist in eingescannter Form 
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übermittelt würden. Dem Arbeitnehmer müsse es möglich sein, mit einem handelsüblichen Gerät 

mittlerer Art und Güte eine Abschrift in Papier- oder Dateiform herzustellen, ohne dass Schwärzungen im 

Bereich der Falzungen sich störend abzeichnen und den optischen Gesamteindruck schmälern. 

 

Auch der Anspruch der Klägerin auf eine bündige Formatierung der Tätigkeitsaufzählung bestehe. 

 

Rechtsanwältin Nele Harpke-Gläser 
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OVG Niedersachsen: Baubehörde darf Bauvorlagen nachfordern 

 
Das OVG Niedersachsen hatte sich in seinem Beschluss vom 17.10.2023 – 1 LA 55/23 mit der Frage zu 

befassen, ob die Baugenehmigungsbehörde Bauvorlagen nachfordern darf, wenn sie Zweifel daran hat, 

dass der Bauherr tatsächlich das beantragte Vorhaben umsetzen will. Rechtsgrundlage war § 69 Abs. 2 

Satz 1 NBauO a.F., der § 69 Abs. 2 Satz 2 SächsBO entspricht.  

 

In dem zugrundeliegenden Fall hatte ein Landwirt einen Bauantrag zur Erweiterung seines 

landwirtschaftlichen Betriebs im Außenbereich zur Erweiterung der versiegelten Hoffläche und zur 

Errichtung eines Erdwalls beantragt. Da von dem Grundstück aus aber über längere Zeit auch eine 

gewerbliche Nutzung erfolgte, hatte die Baugenehmigungsbehörde Zweifel daran, dass die Erweiterung 

tatsächlich dem im Außenbereich privilegierten Landwirtschaftsbetrieb und nicht dem nicht 

privilegierten Gewerbebetrieb dienen sollte. Es forderte deshalb eine Betriebsbeschreibung für die 

Landwirtschaft und für den Gewerbebetrieb sowie eine Beschreibung der zukünftigen Nutzung der 

Erweiterungsfläche nach. Der Bauherr erklärte, dass keine gewerbliche Tätigkeit stattfinde, verweigerte 

aber auch auf Nachfragen hin die Vorlage der angeforderten Betriebsbeschreibungen. Die 

Baugenehmigungsbehörde lehnte daraufhin die weitere Bearbeitung des Bauantrags ab. 

 

Das Verwaltungsgericht Hannover wies die hiergegen gerichtete Klage ab. Das OVG Niedersachsen lehnte 

den Antrag auf Zulassung der Berufung ab. Zwar sei ein Bauvorhaben grundsätzlich in der Gestalt zu 

beurteilen, in der es der Bauherr mittels seines Bauantrags und den beigefügten Bauvorlagen zur Prüfung 

gestellt hat. Eine andere Beurteilung sei aber ausnahmsweise dann gerechtfertigt, wenn bereits den 

Bauvorlagen zu entnehmen ist, dass die zur Genehmigung gestellte Nutzung entweder objektiv gar nicht 

möglich ist oder vom Bauherrn tatsächlich nicht angestrebt wird. Nur in Fällen eines derartigen 

„Etikettenschwindels“ sei ein Durchgriff auf das tatsächlich zur Genehmigung gestellte Vorhaben 

geboten. Ein solcher „Etikettenschwindel“ habe hier nach den Gesamtumständen des Falles aber mehr als 

nahegelegen, sodass die Behörde die Unterlagen nachfordern und im Ergebnis die Bearbeitung einstellen 

durfte. 

 

Die Regelung in § 69 Abs. 2 SächsBO unterscheidet sich von der bisherigen niedersächsischen Regelung 

aber dahingehen, dass nach § 69 Abs. 2 Satz 3 SächsBO der Antrag als zurückgenommen gilt, wenn die 

nach geforderten Unterlagen innerhalb der zu setzenden Frist nicht nachgereicht werden. 

 

 

Rechtsanwalt Dr. Sebastian Schmuck 

Fachanwalt für Verwaltungsrecht 
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Bundesverwaltungsgericht: Begründungspflicht für eine wesentliche 

Verschlechterung einer Regelbeurteilung 

 
Weicht eine Regelbeurteilung bei der Leistungsbewertung und bei der Gesamtnote wesentlich von der 

vorangegangenen Regelbeurteilung ab, bedarf dies nach Auffassung des Bundesverwaltungsgerichts (s. 

Urteil vom 12.10.2023 – 2 A 7.22) einer Begründung. 

 

Der Kläger, ein beim Bundesnachrichtendienst (BND) im höheren Dienst beschäftigter Beamte, wurde in 

der für den Zeitraum vom 01.04.2016 bis zum 31.03. 2019 erstellten Regelbeurteilung sowohl in der 

Leistungsbewertung als auch im Gesamturteil mit der Bestnote der damaligen neunstufigen 

Beurteilungsskala des BND bewertet. 

 

Im Januar 2022 wurde dem Kläger eine für den Zeitraum 01.04.2019 bis 31.05.2021 erstellte 

Regelbeurteilung eröffnet, in der in den vier zu beurteilenden Leistungsmerkmalgruppen mit insgesamt 

12 Untergliederungen fünfmal die Note „4“ und siebenmal die Note „3“ der für diesen 

Beurteilungszeitraum geltenden neuen sechsstufigen Bewertungsskala des BND vergeben. Die 

Gesamtnote für die Leistungsbewertung wurde mit der Note „3“ (entspricht den Anforderungen in jeder 

Hinsicht [Normalleistung] festgesetzt. 

 

Das Bundesverwaltungsgericht hat in seinem Urteil unter Bezugnahme auf die Rechtsprechung des 

Bundesverfassungsgerichts und seine eigene ständige Rechtsprechung ausgeführt, dass eine 

Regelbeurteilung zu begründen ist. Diese Begründungspflicht folge aus dem verfassungsrechtlich 

verankerten Rechtsstaatsprinzip (Art. 20 Abs.3 GG), dem Gebot des effektiven Rechtsschutzes (Art. 19 Abs. 

4 GG) sowie der Funktion der dienstlichen Beurteilung, als tragfähige Grundlage für eine an den Kriterien 

des Art. 33 Abs. 2 GG (Eignung, Befähigung und fachliche Leistung) orientierte Auswahlentscheidung zu 

dienen. Sowohl die Bewertung der einzelnen Leistungsmerkmale als auch das Gesamturteil seien zu 

begründen. Gesamturteil und Einzelbewertungen einer dienstlichen Beurteilung müssten in dem Sinne 

miteinander übereinstimmen, dass sich das Gesamturteil nachvollziehbar und plausibel aus den 

Einzelbewertungen herleiten lasse. 

Nach diesem Maßstab sei, so das Bundesverwaltungsgericht, insbesondere eine wesentliche 

Verschlechterung in der Leistungsbewertung und im Gesamturteil gegenüber der vorangegangenen 

Regelbeurteilung zu begründen. 

 

Eine konkrete Begründung bereits in der Regelbeurteilung sei insbesondere dann geboten, wenn das 

Gesamturteil der aktuellen Regelbeurteilung wesentlich von dem Gesamturteil der vorhergehenden 

Regelbeurteilung abweicht. Nur auf diese Weise sei die Einhaltung gleicher Maßstäbe gewährleistet und 

könne das Gesamturteil nachvollzogen und einer gerichtlichen Überprüfung zugeführt werden. 

 

 

Rechtsanwalt Michael Raden 

Vorsitzender Richter am Oberverwaltungsgericht a.D.  
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OVG Magdeburg zur Beitragserhebungspflicht 

 
Im Beschluss vom 28.11.2023 - 4 M 239/23 hat das Oberverwaltungsgericht Magdeburg seine 

Rechtsauffassung zur Änderung des § 6 Abs. 1 Satz 1 KAG-LSA im Jahr 2019 geäußert. Bis zu dieser 

Gesetzesänderung war eine Pflicht zur Beitragserhebung vorgesehen. Der seit dem 08.10.2019 geltende 

Wortlaut der Norm bestimmt nun, dass Beiträge erhoben werden „können“.  

 

Rechtsänderungen erfassen grundsätzlich alle bei ihrem Inkrafttreten einschlägigen Fälle, sofern das 

Gesetz nicht mit hinreichender Deutlichkeit etwas Abweichendes bestimmt. Die Gesetzesänderung ist 

gemäß § 3 des Dritten Gesetzes zur Änderung des Kommunalabgabengesetzes vom 27.09.2019 seit dem 

08.10.2019 anzuwenden. Aus diesem zeitlichen Anwendungsbefehl wird deutlich, dass eine Rückwirkung 

der Vorschriften nicht beabsichtigt ist. Nach Auffassung des Oberverwaltungsgerichts unterstehen dem 

neuen Recht nur die Beitragsentscheidungen der Aufgabenträger, die nach dem Inkrafttreten - 

gegebenenfalls in den bereits unter Geltung des alten Rechts begonnenen und weiterzuführenden 

Verfahren - noch zu treffen sind. Altrechtliche Entscheidungen bleiben von der Gesetzesänderung 

unberührt. 

 

Im zu entscheidenden Fall hatte das Oberverwaltungsgericht eine altrechtliche Entscheidung 

angenommen. Gegenstand des Verfahrens war der Vollzug eines Anordnungsbescheids einer 

Kommunalaufsichtsbehörde. Die Beitragssatzung eines Zweckverbands aus dem Jahr 2015 war vom 

Oberverwaltungsgericht für nichtig befunden worden. Daraufhin wollte der Satzungsgeber eine neue 

Beitragssatzung nicht mehr erlassen und berief sich auf § 6 Abs. 1 Satz 1 KAG-LSA (2019). Mit 

streitgegenständlichem Bescheid ordnete die Kommunalaufsicht den Erlass einer Beitragssatzung an. 

  

Nach Auffassung des Oberverwaltungsgerichts hat der Zweckverband die Entscheidung über die 

Beitragserhebung nicht unter Geltung des neuen Rechts zu treffen. Sie ist mit dem Erlass der Satzung im 

Jahr 2015 schon getroffen worden. Vorliegend geht es nur um die Heilung dieser Satzung, die sich als 

nichtig erwiesen hat. Für die rückwirkende Änderung einer Beitragserhebung eröffnet § 6 Abs. 1 Satz 1 

KAG-LSA (2019) hingegen kein Ermessen. Nach seinem Wortlaut geht es um die Entscheidung, ob ein 

Beitrag erhoben wird, und nicht darum, ob eine unter Geltung früheren Rechts getroffene Entscheidung 

geändert wird. Der Sinn und Zweck der Vorschrift spricht ebenfalls gegen die Möglichkeit einer 

rückwirkenden Änderung.  

 

Nach der Intention des Landesgesetzgebers soll die Neufassung nur dazu führen, dass zukünftig 

Investitionen über Benutzungsgebühren (teil-)finanziert werden können, dass zukünftig eine reine 

Gebührenfinanzierung nicht mehr gänzlich ausgeschlossen ist und dass zukünftig auch die Möglichkeit 

einer Mischfinanzierung besteht (vgl. LT-Drucksache 7/3491, S. 9 f.).  

 

Damit wird ungeachtet des Volumens zur Verfügung stehender Haushaltsmittel ein Systemwechsel weg 

von bisherigen Beitragsdeckungen hin zu gemischten oder ausschließlich gebührenfinanzierten Modellen 

allein für künftige, noch nicht entschiedene Aufwandssachverhalte eröffnet. Eine Abkehr von den unter 
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langjähriger Geltung der Beitragserhebungspflicht entschiedenen Aufwandssachverhalten wird von 

dieser Zweckrichtung hingegen nicht gedeckt. 

 

 

Rechtsanwältin Dr. Nadine Däumichen 

Fachanwältin für Verwaltungsrecht 
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Oberverwaltungsgericht des Landes Sachsen-Anhalt: Beseitigung einer 

Abwasserleitung von einem Privatgrundstück 
 

Das Oberverwaltungsgericht des Landes Sachsen-Anhalt (im Folgenden: OVG Magdeburg) hat mit Urteil 

vom 12.01.2024 (4 L 204/22) entschieden, dass der öffentlich-rechtliche Folgenbeseitigungsanspruch auf 

Entfernung einer öffentlichen Abwasserleitung von einem Privatgrundstück auch dann bestehe, wenn 

der Wert der in Anspruch genommenen Grundstücksfläche weitaus geringer ist, als die durch die 

Folgenbeseitigung entstehenden Kosten. 

 

Die Kläger sind Eigentümer eines Grundstücks, über das eine rund 30 m lange in einer Tiefe von 2,4 m bis 

2,5 m der Ableitung von Schmutzwasser dienende Abwasserleitung verläuft. Die Abwasserleitung ist Teil 

der im Eigentum eines Zweckverbandes stehenden Anlagen seiner Abwasseranlagen in einem Teil seines 

Satzungsgebietes. Die Leitungsführung wurde nicht grundbuchrechtlich gesichert. Im Zeitpunkt der 

Errichtung der Abwasserleitung stand das Grundstück im Eigentum einer Mitgliedsgemeinde des 

Zweckverbands und wurde danach an die Kläger veräußert. Nachdem die Kläger den Zweckverband 

erfolglos zur Beseitigung der Abwasserleitung aufgefordert hatten, erhoben sie Klage auf Beseitigung, die 

das Verwaltungsgericht Magdeburg abwies. Auf die vom OVG Magdeburg zugelassene Berufung der 

Kläger wurde das Urteil des Verwaltungsgerichts Magdeburg geändert und der Zweckverband verurteilt, 

die auf dem Grundstück der Kläger verlaufende Abwasserleitung zu beseitigen. 

 

Rechtsgrundlage für den Anspruch auf Beseitigung der Abwasserleitung ist der auf den Grundrechten 

und dem rechtsstaatlichen Prinzip der Gesetzmäßigkeit beruhende öffentlich-rechtliche 

Folgenbeseitigungsanspruch. Als verschuldensunabhängiger Anspruch ist er unter den Voraussetzungen 

grundsätzlich gegeben, dass ein hoheitlicher Eingriff in Gestalt öffentlich-rechtlichen 

Verwaltungshandeln vorliegt, der eine subjektive Rechtsposition des Betroffenen aus einfachgesetzlichen 

Vorschriften oder Grundrechten unmittelbar verletzt, und das für den Betroffenen dadurch ein 

rechtswidriger Zustand geschaffen worden ist, der andauert. Der Anspruch ist grundsätzlich auf die 

Beseitigung dieses rechtswidrigen Zustandes und auf Wiederherstellung des früheren Zustandes, der im 

Zeitpunkt des Eingriffs bestanden hat, gerichtet. 

 

Das OVG Magdeburg führte zunächst aus, dass es sich bei der Abwasserleitung nicht um einen 

wesentlichen Bestandteil des Grundstücks i. S. d. § 94 Satz 1 BGB gehandelt habe und damit nicht im 

Eigentum der Kläger, sondern im Eigentum des Zweckverbandes gestanden habe. Die bauliche 

Nutzbarkeit des Grundstücks werde durch den Verlauf der Abwasserleitung im Boden in einer 

rechtserheblichen Weise eingeschränkt. Die Verlegung der Abwasserleitung sei rechtmäßig gewesen, 

weil sie mit Zustimmung der zu diesem Zeitpunkt Grundstückseigentümerin gewesenen Gemeinde 

erfolgt sei. Der damit ursprünglich rechtmäßige Eingriff sei jedoch durch die Änderung der 

Eigentumsverhältnisse am Grundstück rechtswidrig geworden. Die Kläger seien auch nicht zur Duldung 

der Abwasserleitung verpflichtet, weil weder dingliche Leitungsrechte im Grundbuch eingetragen seien 

noch eine schuldrechtliche Vereinbarung über Duldungspflichten der Kläger bestünden. 
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Auch treffe die Kläger keine Duldungspflicht auf der Grundlage von § 93 Satz 1 WHG. Nach dieser 

Vorschrift kann die zuständige Behörde auf Antrag des Berechtigten Eigentümer und 

Nutzungsberechtigte von Grundstücken und oberirdischen Gewässern verpflichten, das Durchleiten von 

Wasser und Abwasser sowie die Errichtung und Unterhaltung der dazu dienenden Anlagen zu dulden, 

soweit dies u. a. zur Abwasserbeseitigung erforderlich ist. Da es hier an einer entsprechenden 

behördlichen Entscheidung fehlte, bestand für die Kläger keine entsprechende Duldungspflicht. Für eine 

solche Duldungspflicht reicht es nach Auffassung des OVG Magdeburg nicht aus, dass die 

tatbestandlichen Voraussetzungen des § 93 Satz 1 WHG vorliegen. 

 

Die Beseitigung der Abwasserleitung war nach Auffassung des OVG Magdeburg auch nicht für den 

Zweckverband unzumutbar. Ein Anspruch auf Folgenbeseitigung entfällt, wenn die Wiederherstellung 

des ursprünglichen Zustandes für den Verpflichteten unzumutbar ist. Dies ist dann der Fall, wenn damit 

ein unverhältnismäßig hoher Aufwand verbunden ist, der zu dem erreichbaren Erfolg in keinem 

vernünftigen Verhältnis mehr steht. Ein an sich gegebener Anspruch auf Beseitigung eines rechtswidrigen 

Zustandes kann aber nur ausnahmsweise ausgeschlossen werden, so dass ein strenger Maßstab mit 

hohen Anforderungen anzulegen ist. 

 

Das OVG Magdeburg führt unter Bezugnahme auf obergerichtliche Rechtsprechung aus, dass als 

Maßstab der Unzumutbarkeit der Rechtsgedanke unverhältnismäßiger Aufwendungen i. S. d. § 275 Abs. 

2 BGB herangezogen werden könne. Unzumutbarkeit setze danach ein grobes Missverhältnis zwischen 

dem mit der Beseitigung verbundenen finanziellen Aufwand und dem durch den rechtswidrigen Eingriff 

verursachten finanziellen Nachteil für den Anspruchsberechtigten voraus. 

 

Ein solches grobes Missverhältnis stellte das OVG Magdeburg hier nicht fest. Der Wertverlust für das 

Grundstück durch die Abwasserleitung betrug 50.000 €. Dem standen Kosten des Zweckverbandes für die 

Beseitigung der Abwasserleitung i. H. v. maximal 82.000 € gegenüber. Ein „grobes“ oder „krasses“ 

Missverhältnis hat das OVG Magdeburg hier nicht bejaht. Selbst wenn der Wert der in Anspruch 

genommenen Grundstücksflächen weitaus geringer sei als die durch die Folgenbeseitigung entstehenden 

Kosten, habe dies nicht zur Folge, dass die Folgenbeseitigung unzumutbar sei. Denn käme es auf den 

Verkehrswert der in Anspruch genommenen Grundstücksfläche an, würde regelmäßig ein 

Folgenbeseitigungsanspruch scheitern. Nur im Ausnahmefall dürfte der Quadratmeterpreis einer 

rechtswidrig in Anspruch genommenen Fläche den Kosten entsprechen, die durch die Beseitigung und 

Verlegung einer darauf errichteten baulichen Anlage entstehen. Der Anspruch auf Beseitigung der 

Eigentumsstörung als „Regelfall“ würde damit praktisch „leerlaufen“. 

 

Das OVG Magdeburg hat die Frage, wo genau die rechnerische Grenze der Unzumutbarkeit im 

vorliegenden Fall sei, offen gelassen und dazu ausgeführt, dass der Beseitigungsaufwand bis zu 82.000 € 

zwar einen erheblichen Betrag darstelle, der aber nicht völlig außer Verhältnis an dem Interesse der Kläger 

an der baulichen Nutzung ihres Grundstücks stehe. 

 

Rechtsanwalt Michael Raden 

Vorsitzender Richter am Oberverwaltungsgericht a.D.  
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Viertes Gesetz zur Änderung des SächsBRKG in Kraft getreten 
 

Am 20.01.2024 ist das Vierte Gesetz zur Änderung des Sächsischen Gesetzes über den Brandschutz, 

Rettungsdienst und Katastrophenschutz – SächsBRKG (SächsGVBl. 1/2024, Seite 2) in Kraft getreten.  

 

In § 2 – Begriffsbestimmungen wurde u.a. das Großschadensereignis eingeführt. Hierzu hat das Gesetz in 

§ 65, § 69a und § 71 Regelungen zur Kostentragung und Aufwendungsersatz bei solchen 

Großschadensereignissen aufgenommen. Nach § 65 Abs. 2 SächsBRKG tragen zwar grundsätzlich die 

Gemeinden die Kosten, die bei Großschadensereignissen entstehen. Sie haben aber nach § 71 SächsBRKG 

gegen den Verursacher oder den Inhaber der tatsächlichen Gewalt oder den Eigentümer einer die 

Großschadens- oder Katastrophengefahr auslösenden Sache oder eines die Großschadens- oder 

Katastrophengefahr auslösenden Tieres einen Anspruch auf Aufwendungsersatz. Gemäß § 69a 

SächsBRKG gewährt der Freistaat Sachsen den Gemeinden nachrangig Zuweisungen zu den bei der 

dringlichen vorläufigen Schadensbeseitigung entstandenen Kosten. 

 

Neugefasst wurde auch § 69 SächsBRKG über die Kostenerstattung bei Einsätzen der Feuerwehr. § 69 Abs. 

1 SächsBRKG belässt es bei dem Grundsatz der Unentgeltlichkeit, soweit nicht die Absätze 2 und 3 etwas 

anderes bestimmen. Der Gesetzgeber definiert jetzt Beginn und Ende des Einsatzes, was bisher häufig 

Anlass zu Streitigkeiten gab, sowie Beginn und Ende einer Brandsicherheitswache. In Absatz 2 des § 69 

werden die bisher sieben Kostentatbestände um einen Tatbestand für Betreiber von automatischen 

Notrufsystemen, insbesondere eCall-Systemen (Nr. 3) erweitert. Die anderen Tatbestände werden teils 

sprachlich neugefasst (Nr. 1), teils erweitert. So ist nach Nr. 2 nun nicht mehr nur der Fahrzeughalter 

erstattungspflichtig, sondern auch der Eigentümer oder Besitzer von Kraftfahrzeugen usw. Nach Nr. 4 

wird klargestellt, dass bei automatischen Brandmeldeanlagen sowohl der Falschalarm als auch der 

Fehlalarm, der auf Fehler in der Planung oder Errichtung der Anlage beruht, erstattungspflichtig ist. Dies 

dürfte eine Einschränkung gegenüber der bisherigen Rechtslage darstellen, nach der jeder Fehlalarm zur 

Kostenpflicht führte. In Nr. 6 wird neben der bisher schon geregelten falschen Alarmierung der 

Tatbestand einer ungeprüften Weiterleitung einer Alarmierung einer automatischen 

Alarmierungsanlage aufgenommen. Dies schließt Unternehmen ein, bei den Gebäudemeldeanlagen 

aufgeschaltet sind, die den Alarm dann weitergeben und daher bisher nicht unter die Nr. 4 der bisherigen 

Gesetzesfassung fallen. Absätze 4 bis 8 regeln den Kostenersatz für Einsatzkräfte und Fahrzeuge neu, der 

nach Stundensätzen minutengenau abzurechnen ist. Die Stundensätze können durch Satzung festgesetzt 

werden. Die Stundensätze für die Feuerwehrfahrzeuge werden vom Innenministerium durch 

Rechtsverordnung festgesetzt. 

 

Die Städte und Gemeinden haben daher ihre Satzungen entsprechend anzupassen. Hierfür stehen wir 

Ihnen gern beratend zur Seite. 

 

 

Rechtsanwalt Dr. Sebastian Schmuck 

Fachanwalt für Verwaltungsrecht  



- 13 - 

 

BVerwG: Zweifel am Zugang eines Verwaltungsakts schon bei einfachem Bestreiten 
 

Das Bundesverwaltungsgericht hat mit Urteil vom 29.11.2023 – BVerwG 6 C 3.22 zu den Anforderungen 

an das Bestreiten, die Zweifel am Zugang eines Verwaltungsakts im Sinne des § 41 Abs. 2 Satz 3 Halbsatz 

2 VwVfG begründen, Stellung bezogen. 

 

Vorausgegangen war ein Verfahren über die Erhebung rückständiger Rundfunkbeiträge. Der Schuldner 

hatte behauptet, die insgesamt sieben Festsetzungsbescheide und zwei Mahnungen nicht erhalten zu 

haben, obwohl bei der Behörde kein Rücklauf der Sendungen zu verzeichnen war. Erst im Rahmen einer 

Vollstreckungsmaßnahme gab der Kläger an, die Bescheide nicht zu kennen und bat dann gegenüber der 

Behörde um deren Übersendung. Die Behörde kam der Bitte nach, woraufhin der Schuldner Widerspruch 

erhob. Das Verwaltungsgericht Dresden und das Sächsische Oberverwaltungsgericht wiesen die 

Anfechtungsklagen als unzulässig ab, weil der Kläger die Widerspruchsfrist versäumt habe. Das bloße 

Bestreiten des Zugangs der Bescheide genüge nicht, um Zweifel an deren Zugang zeitnah nach der 

ursprünglichen Versendung zu begründen. 

 

In dem Revisionsverfahren wies das Bundesverwaltungsgericht darauf hin, dass die Entscheidung des 

Berufungsgericht § 41 Abs. 2 VwVfG verletze. § 41 Abs. 2 Satz 1 VwVfG enthalte sowohl eine – im Streitfall 

nicht relevante – gesetzliche Fiktion des Zugangszeitpunkts als auch eine widerlegliche Vermutung der 

Bekanntgabe. Das Eingreifen der Bekanntgabevermutung gemäß § 41 Abs. 2 Satz 1 VwVfG setze voraus, 

dass der Zeitpunkt der Aufgabe zur Post als Ereignis, das den Lauf der Drei-Tage-Frist auslöst, feststeht. 

Mangelt es an einem geeigneten Nachweis der Aufgabe zur Post und steht damit das Datum der Aufgabe 

nicht fest, greife die Vermutung schon nicht ein und die Behörde müsse den Zugang und 

Zugangszeitpunkt nachweisen.  

 

Die Bekanntgabevermutung entfällt gemäß § 41 Abs. 2 Satz 3 VwVfG, wenn der Verwaltungsakt nicht 

oder zu einem späteren Zeitpunkt zugegangen ist (Halbsatz 1); bei Zweifeln am Zugang oder seinem 

Zeitpunkt ist die Behörde nachweispflichtig. Zweifel in diesem Sinne des § 41 Abs. 2 Satz 3 Halbsatz 2 

VwVfG seien schon dann gegeben, wenn die Behörde oder das Gericht den Zugang des Verwaltungsakts 

für ungewiss hält. Zur Darlegung von Zweifeln genüge regelmäßig das einfache Bestreiten des Zugangs, 

weil einem Adressaten, der den Zugang überhaupt bestreitet – anders als bei einem verspäteten Zugang 

– eine weitere Substantiierung typischerweise nicht möglich sei. Erweist sich das Bestreiten des Zugangs 

unter Berücksichtigung aller Umstände des konkreten Einzelfalls als bloße Schutzbehauptung, bestünden 

keine Zweifel. Nach persönlicher Anhörung des Klägers war das Gericht davon überzeugt, dass der Kläger 

bereits die ursprünglichen Bescheide erhalten hatte und sein Bestreiten des Zugangs eine 

Schutzbehauptung und unwahr gewesen ist. Die Entscheidungen der Vorinstanzen wurden daher im 

Ergebnis bestätigt. 

 

 

Rechtsanwalt Dr. Sebastian Schmuck 

Fachanwalt für Verwaltungsrecht  
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Vergaberecht: neue EU-Schwellenwerte ab 01.01.2024 
 

Am 16.11.2023 wurden im Amtsblatt der Europäischen Union die neuen Schwellenwerte für die Vergabe 

öffentlicher Liefer-, Dienstleistungs- und Bauaufträge veröffentlicht. Die Europäische Kommission 

überprüft die Schwellenwerte aller zwei Jahre. Ab dem 01.01.2024 gelten folgende Schwellenwerte (ohne 

USt): 

 

 öffentlichen Bauaufträge und Konzessionen      5.538.000 EUR 

 Liefer- bzw. Dienstleistungsaufträge bei Sektorenauftraggeber und  

Verteidigung und Sicherheit           443.000 EUR 

 Liefer- bzw. Dienstleistungsaufträge (obere und oberste Bundesbehörden)     143.000 EUR 

 Liefer- bzw. Dienstleistungsaufträge (alle übrigen öffentlichen Auftraggeber)     221.000 EUR 

 

 

Für Fragen zu öffentlichen Vergabeverfahren stehen wir Ihnen gern zur Verfügung. 

 

 

Rechtsanwältin Dr. Nadine Däumichen 

Fachanwältin für Verwaltungsrecht 
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Änderungen bei der elektronischen Kommunikation nach § 3a VwVfG zum 01.01.2024 
 

Mit Inkrafttreten des fünften Gesetzes zur Änderung verwaltungsverfahrensrechtlicher Vorschriften 

sowie zur Änderung des Sechsten Buches Sozialgesetzbuchs (5. VwVfÄndG) zum 01.01.2024 schreitet die 

Digitalisierung in Verwaltungsverfahren weiter voran und es wurden zusätzliche Möglichkeiten des 

elektronischen Schriftformersatzes für das Verwaltungsverfahren zugelassen. 

 

Systematisch ist § 3a VwVfG nunmehr so aufgebaut, dass § 3a Abs. 1 VwVfG weiterhin die Zulässigkeit 

elektronischer Kommunikation festlegt. § 3a Abs. 2 und 3 VwVfG regeln die Möglichkeiten des 

elektronischen Schriftformersatzes und § 3a Abs. 4 und 5 VwVfG stellen Ordnungsvorschriften dar. 

 

Neben der elektronischen Form mittels qualifizierter elektronischer Signatur nach § 3a Abs. 2 VwVfG, 

können für schriftformbedürftige Erklärungen gegenüber Behörden gemäß § 3a Abs. 3 Nr. 2 a) bis c) 

VwVfG nunmehr auch besondere elektronische Postfächer - wie etwa nach lit. a) das besondere 

elektronische Anwaltspostfach - genutzt werden. Diese sind ausschließlich für den Hin-Kanal zur Behörde 

zugelassen und beruhen auf der für den elektronischen Rechtsverkehr mit den Gerichten etablierten 

Infrastruktur des Elektronischen Gerichts- und Verwaltungspostfachs (EGVP).1 

 

Für schriftformbedürftige Erklärungen von Behörden wird als zusätzliche Möglichkeit des elektronischen 

Schriftformersatzes gemäß § 3a Abs. 3 Nr. 3 a) VwVfG das qualifizierte elektronische Siegel zugelassen. 

Dieses ist, im Gegensatz zur personenbezogenen qualifizierten elektronischen Signatur, lediglich 

behördenbezogen.2 

 

Die zusätzlichen Möglichkeiten des elektronischen Schriftformersatzes in Verwaltungsverfahren tragen 

den Erfahrungen und Wünschen aus der Praxis Rechnung. Von den Behörden wurde etwa der hohe 

Kosten- und Ressourceneinsatz für die Ausstattung mit qualifizierten elektronischen Signaturzertifikaten 

und den Signatureinrichtungen für die einzelnen zeichnungsbefugten Beschäftigten beanstandet.3 Von 

der Anwaltschaft wurde gefordert, die schriftformersetzende elektronische Kommunikation auch in 

Verwaltungsverfahren über das besondere elektronische Anwaltspostfach zuzulassen, dessen Nutzung 

für die elektronische Kommunikation mit den Gerichten bereits zwingend vorgeschrieben ist.4 

 

Entfallen ist die Verordnungsermächtigung in § 3a Abs. 2 S. 4 Nr. 4 VwVfG aF mit der die Bundesregierung 

mit Zustimmung des Bundesrates untergesetzlich weitere Möglichkeiten des elektronischen 

Schriftformersatzes anordnen konnte. Zum einen existierte bisher kein adäquates Verfahren, sodass die 

Regelung keine praktische Relevanz hatte und zum anderen bestanden Bedenken im Hinblick auf Rechts-

und Beweissicherheit.5 

 

                                                           
1 BT-Drs. 20/8299, 17. 
2 BT-Drs. 20/8299, 17. 
3 BT-Drs. 20/8299, 1. 
4 BT-Drs. 20/8299, 1 f. 
5 BT-Drs. 20/8299, 16. 
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Als weitere Ordnungsvorschrift ist § 3a Abs. 5 VwVfG hinzugekommen. Diese regelt zusammen mit § 3a 

Abs. 4 VwVfG - vormals § 3a Abs. 3 VwVfG aF - die Rahmenbedingungen für den Umgang mit 

elektronischen Dokumenten und Erklärungen.6 Bei unmittelbarer Abgabe einer Erklärung in einem 

elektronischen Formular ist dem Erklärenden gemäß § 3a Abs. 5 S. 1 VwVfG vor Abgabe der Erklärung die 

Möglichkeit zu geben, die Erklärung auf Vollständigkeit und Richtigkeit zu prüfen. Zudem ist ihm gemäß 

§ 3a Abs. 5 S. 2 VwVfG eine Kopie der Erklärung zur Verfügung zu stellen. 

 

Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass die Vorschriften zur elektronischen Kommunikation in § 3a 

VwVfG durch die Gesetzesnovelle an Struktur gewonnen haben. Zu beanstanden ist jedoch, dass mit den 

zusätzlichen Möglichkeiten der elektronischen Kommunikation aus § 3a VwVfG weiterhin keine echten 

Nutzungspflichten einhergehen. 

 

 

Timo Klann 

Rechtsreferendar 

 

                                                           
6 BT-Drs. 20/8299, 18. 


